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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Angelika Beer, Amke Dietert-Scheuer, 

Dr. Uschi Eid, weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 13/8639 - 


Keine Hermes- Bürgschaften für Algerien 


A. Problem 

Soziale und menschenrechtliche Bedenken hinsichtlich der Ge- 
währung von Hermes-Bürgschaften für Algerien. 


B. Lösung 

Einstellung der Verhandlungen über Hermes-Bürgschaften für 
die Lieferung von Küstenschutzbooten. Keine Gewährung von 
Hermes-Bürgschaften für Algeriengeschäfte, solange der Konflikt 
in Algerien nicht friedlich beigelegt ist und die Menschenrechte 
von der algerischen Regierung geschützt und selbst eingehalten 
werden. Einführung eines formalisierten Verfahrens zur systema- 
tischen Erfassung und Gewichtung von ökologischen, sozialen, 
entwicklungs- und friedenspolitischen Faktoren und Kriterien bei 
der Vergabe von Hermes-Krediten. 

Mehrheitliche Ablehnung im Ausschuß 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 



Drucksache 13/9651 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag - Drucksache 13/8639 - abzulehnen. 

Bonn, den 14. Januar 1998 

Der Ausschuß für Wirtschaft 

Friedhelm Ost Erich G. Fritz 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Drucksache 13/9651 


Bericht des Abgeordneten Erich G. Fritz 


i. 

Der Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 13/8639 - wurde in der 200. Sitzung 
des Deutschen Bundestages am 30. Oktober 1997 an 
den Ausschuß für Wirtschaft zur federführenden Be- 
ratung und an den Auswärtigen Ausschuß, den Ver- 
teidigungsausschuß und den Haushaltsausschuß zur 
Mitberatung überwiesen. 


II. 

Über den Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN soll die Bundesregierung auf gef ordert 
werden, keine Hermes-Bürgschaften für Algerien- 
Geschäfte mehr zu gewähren, solange der Konflikt in 
dem nordafrikanischen Land nicht friedlich beigelegt 
ist und die Menschenrechte von der algerischen Re- 
gierung geschützt und selbst eingehalten werden. 
Darüber hinaus wird ein formalisiertes Verfahren zur 
Erfassung und Gewichtung von ökologischen, sozia- 
len, entwicklungs- und friedenspolitischen Faktoren 
und Kriterien bei der Vergabe von Hermes-Krediten 
vorgeschlagen. Ferner fordern die Antragsteller, daß 
die Verhandlungen über Hermes -Bürgschaften für 
die Lieferung von Küstenschutzbooten an Algerien 
eingestellt werden. 


III. 

Der Auswärtige Ausschuß hat den Antrag in seiner 
75. Sitzung am 10. Dezember 1997 beraten und 
mehrheitlich mit den Stimmen der Mitglieder der 
Fraktionen der CDU/CSU und F.D.R gegen die Stim- 
men der Mitglieder der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und des Abgeordneten Gemot Erler (SPD) 


Bonn, den 14. Januar 1998 


bei Enthaltung der Mitglieder der Fraktion der SPD 
und in Abwesenheit der Gruppe der PDS beschlos- 
sen, dem federführenden Ausschuß die Ablehnung 
des Antrages zu empfehlen. 

Der Verteidigungsausschuß hat den Antrag in seiner 
70. Sitzung am 10. Dezember 1997 beraten und 
mehrheitlich mit den Stimmen der Mitglieder der 
Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stim- 
men der Mitglieder der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und bei Enthaltung der Fraktion der SPD 
sowie in Abwesenheit der Gruppe der PDS beschlos- 
sen, dem federführenden Ausschuß die Ablehnung 
des Antrages zu empfehlen. 

Der Haushaltsausschuß hat den Antrag in seiner Sit- 
zung am 10. Dezember 1997 beraten und mehrheit- 
lich mit den Stimmen der Mitglieder der Fraktionen 
der CDU/CSU und F.D.P gegen die Stimmen der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe 
der PDS sowie bei Enthaltung der Mitglieder der Frak- 
tion der SPD beschlossen, dem federführenden Aus- 
schuß die Ablehnung des Antrages zu empfehlen. 

IV. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat den Antrag in seiner 
73. Sitzung am 14. Januar 1998 beraten. Er beschloß 
mehrheitlich, dem Deutschen Bundestag die Ableh- 
nung des Antrages der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN - Drucksache 13/8639 - zu empfehlen. 

Der Beschluß wurde mit den Stimmen der Mitglieder 
der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. gegen die 
Stimmen der Mitglieder der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie der Gruppe der PDS und bei 
Stimmenthaltung der Mitglieder der Fraktion der 
SPD gefaßt. 


Erich G. Fritz 

Berichterstatter 
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